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Behinderte mehr einbeziehen
Sozialausschuss – Weiterstadt will Aktionsplan erarbeiten und Beirat einrichten – Logos als erste Maßnahme

WEITERSTADT.   Um die UN-Konvention vor Ort nachhaltig umzusetzen, hatte die Alternative Liste (ALW) einen solchen Aktionsplan beantragt. Der Sozialausschuss hat nun die Anregung einstimmig befürwortet.

Vor der Abstimmung stellte der Weiterstädter Behindertenbeauftragte und ALW-Fraktionsmitglied Norbert Baron die rechtlichen Rahmenbedingungen und die aktuelle Lage vor. Im Jahr 2009 trat die UN-Menschenrechtskonvention in Kraft, die unter anderem Barrierefreiheit für alle Menschen fordert, besonders jedoch für Menschen mit Behinderungen. Ein nationaler Aktionsplan wurde im Juni vergangenen Jahres beschlossen, ein hessischer trat im Dezember in Kraft. Doch die eigentlichen Ansprechpartner für das Thema seien die Kommunen, betonte die ALW in ihrer Antragsbegründung. 

Baron empfahl eine Bestandsaufnahme zur Lage in Weiterstadt, eine Projektliste mit Prioritäts- und Zeitvorgaben und schließlich eine Möglichkeit zur Qualitätssicherung. „Es ist nötig, einen Aktionsplan zu erstellen und eine Koordinierungs- und Monitoringstelle bei der Stadtverwaltung einzurichten.“ Das seien Pläne „für die nächsten zehn, 15 Jahre, die wir da angehen.“ Die Einbeziehung aller Bürger, nicht nur behinderter Menschen, sei dabei von Bedeutung.

Barbara Pohl (ALW) erklärte zu dem Antrag, in der Stadt habe man zwar schon viele Dinge etabliert, beispielsweise wurde die Position eines ehrenamtlichen Behindertenbeauftragten geschaffen. Aber es gebe noch keinen kommunalen Beirat. Der Magistrat solle prüfen, ob ein Behindertenbeirat eingerichtet werden könne. Außerdem schlägt die ALW als eine der ersten Maßnahmen vor, geeignete öffentliche Gebäude, Geschäfte, Arztpraxen oder Gaststätten mit dem Logo „barrierefrei“ zu kennzeichnen. Um einen lokalen Aktionsplan zu erstellen, könne sich Weiterstadt an einem ähnlichen Modell der Stadt Hofheim orientieren.

Weiteres Thema war ein SPD-Prüfauftrag, ob eine „Freiwilligen-Agentur“ in Weiterstadt geschaffen werden könnte. Dabei sollen engagierte Freiwillige vermittelt werden, die sich in ihrer Freizeit auf ganz unterschiedliche Weise für das Gemeinwohl engagieren wollen. Es gebe bereits zahlreiche Anlaufstellen in der Stadt Weiterstadt, etwa das Seniorenbüro oder das Bündnis für Familie, erläuterte Gerda Bade vom Seniorenbüro im Ausschuss. 

Zudem seien auch die Vereine wichtige „Börsen“ für ehrenamtliches Engagement, erläuterte Bürgermeister Peter Rohrbach. Er sagte zu, eine Koordinierung und Weitervermittlung an die geeigneten Stellen könne von der städtischen Verwaltung geleistet werden.

